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Remonstration - Umsetzung der EU-Datenschutzgrundverordnung (EU-DSGVO)

Sehr geehrte/geehrter Frau/Herr Schulpräsident*in …,

am 25.05.2018 trat die EU-DSGVO in Kraft. Sie gilt für alle Personen, Behörden oder sonstige Stellen, die personenbezogene Daten verarbeiten. Dazu gehören auch die Schulen des Landes Baden-Württemberg. Danach müssen die Schulen gegenüber dem bisherigen Landesdatenschutzgesetz weitergehende datenschutzrechtliche Anforderungen erfüllen und mit der Zustellung von Bußgeldbescheiden rechnen, die an die Dienstellenleiter*innen Geldforderungen in abschreckender Höhe stellen. Das schließe ich aus Art. 83 Abs. 1 EU-DSGVO (und Ihrem Schreiben vom …, wonach die datenschutzrechtliche Verantwortung an der Schule als gesetzliche Verpflichtung nach dem neuen Datenschutzrecht bei der Schulleitung verbleibt). Folglich bin ich als Schulleiter der … Schule in … (Ort) für die rechtmäßige Umsetzung der datenschutzrechtlichen Vorgaben gemäß der EU-DSGVO verantwortlich. Nach § 36 Abs. 1 Beamtenstatusgesetz (BeamtStG) trage ich für die Rechtmäßigkeit meines dienstlichen Handelns die volle persönliche Verantwortung. Allerdings verfüge ich als Schulleiter*in weder über die berufliche Qualifikation noch über das Fachwissen, um diese Aufgabe erfüllen zu können. Der … Schule (Ort) fehlen für die ordnungsgemäße Umsetzung der EU-DSGVO die personellen Ressourcen.

Hier befinde ich mich als Schulleitung in einem Interessenkonflikt. Einerseits darf ich eine dienstliche Anweisung nicht deswegen ablehnen, weil ich sie für rechtswidrig halte. Andererseits trage ich, wie bereits erwähnt, für die Rechtmäßigkeit meiner dienstlichen Handlungen die volle persönliche Verantwortung. 

Zur Auflösung dieser Konfliktsituation gibt der Gesetzgeber mir als Beamten 
§ 36 Abs. 2 BeamtStG an die Hand; diese Norm beinhaltet Folgendes:  
Wenn nach § 36 Abs. 2 BeamtStG Bedenken gegen die Rechtmäßigkeit einer dienstlichen Anordnung bestehen, haben Beamte diese unverzüglich auf dem Dienstweg geltend zu machen (sog. Remonstrationspflicht). 
Ich habe in Bezug auf die Rechtmäßigkeit der dienstlichen Anordnung des Regierungspräsidiums … vom … zur Umsetzung der EU-DSGVO Bedenken, da hierdurch eine zusätzliche, arbeitszeitintensive und dauerhafte Aufgabe an eine Verwaltungseinheit (Schule) übertragen wird, ohne hierfür auch nur annähernd adäquate Ressourcen zur Verfügung zu stellen. Die Schulen verfügen weder über die fachlichen Qualifikationen, noch die erforderlichen personellen Ressourcen, noch ein Budget zur Erledigung dieser neuen Aufgabe. Gem. § 36 Abs. 2 Satz 1 BeamtStG mache ich hiermit meine Bedenken ausdrücklich und unverzüglich gegenüber Ihnen, meinem unmittelbaren Vorgesetzten, geltend.
Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 2 BeamtStG beantrage ich hiermit eine schriftliche Auskunft darüber, ob Sie Ihre Anordnung aufrechterhalten. Bejahendenfalls würde ich mich, sollten meine Bedenken fortbestehen, an den nächst höheren Vorgesetzten wenden. Wird die Anordnung auch von dort bestätigt, werde ich sie selbstverständlich nach besten Kräften ausführen. Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 3 BeamtStG bin ich dann von der eigenen Verantwortung befreit.
Für Ihre schriftliche Auskunft und Ihr Verständnis bedanke ich mich im Voraus.

Mit freundlichen Grüßen

…
Schulleiter*in
Absender





Regierungspräsidium …


Abteilung 7 – Schule und Bildung


Frau/Herr Schulpräsident*in …


Postfach…


PLZ Ort








